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Presse und Information 

PRESSEMITTEILUNG Nr. 58/08 

25. Juli 2008 

Urteil des Gerichtshofs in der Rechtssache C-237/07 

Dieter Janecek / Freistaat Bayern 

IM FALL DER GEFAHR EINER ÜBERSCHREITUNG DER GRENZWERTE FÜR 
FEINSTAUBPARTIKEL KÖNNEN UNMITTELBAR BETROFFENE EINZELNE BEI 

DEN ZUSTÄNDIGEN BEHÖRDEN DIE ERSTELLUNG EINES AKTIONSPLANS 
ERWIRKEN 

Die Mitgliedstaaten sind nur verpflichtet, im Rahmen eines Aktionsplans kurzfristig Maßnahmen 
zu ergreifen, die geeignet sind, die Gefahr der Überschreitung der Grenzwerte auf ein Minimum 

zu verringern und schrittweise zu einem Stand unterhalb dieser Werte zurückzukehren 

Die Gemeinschaftsrichtlinie über die Beurteilung und die Kontrolle der Luftqualität1 sieht vor, 
dass die Mitgliedstaaten Aktionspläne erstellen, in denen die Maßnahmen angegeben werden, die 
im Fall der Gefahr einer Überschreitung der Grenzwerte und/oder der Alarmschwellen 
kurzfristig zu ergreifen sind, um die Gefahr der Überschreitung zu verringern und deren Dauer 
zu beschränken. 

Herr Janecek wohnt am Mittleren Ring in München in der Landshuter Allee, etwa 900 Meter 
nördlich von einer Luftgütemessstelle. Nach den Messergebnissen an dieser Messstelle wurde 
der Immissionsgrenzwert für Feinstaubpartikel in den Jahren 2005 und 2006 weitaus mehr als 35 
Mal überschritten, obwohl das Bundesimmissionsschutzgesetz nicht mehr als 35 
Überschreitungen zulässt. 

Herr Janecek erhob Klage mit dem Antrag, den Freistaat Bayern zur Aufstellung eines 
Aktionsplans zur Luftreinhaltung im Bereich der Landshuter Allee zu verpflichten, damit 
kurzfristig zu ergreifende Maßnahmen zu dem Zweck festgelegt werden, die zugelassene Grenze 
von jährlich 35 Überschreitungen des Immissionsgrenzwerts für Feinstaubpartikel einzuhalten. 

Nachdem seine Klage in erster Instanz abgewiesen worden war, legte Herr Janecek Berufung 
beim Verwaltungsgerichthof ein. Dieser entschied, dass die betroffenen Anwohner von den 
zuständigen Behörden die Aufstellung eines Aktionsplans fordern könnten, aber keinen 

                                                 
1 Richtlinie 96/62/EG des Rates vom 27. September 1996 über die Beurteilung und die Kontrolle der Luftqualität 
(ABl. L 296, S. 55) in der durch die Verordnung (EG) Nr. 1882/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 29. September 2003 (ABl. L 284, S. 1) geänderten Fassung. 



Anspruch darauf hätten, dass dieser geeignete Maßnahmen zur Gewährleistung der kurzfristigen 
Einhaltung der Immissionsgrenzwerte enthalte. 

Herr Janecek und der Freistaat Bayern legten gegen dieses Urteil Revision zum 
Bundesverwaltungsgericht ein. Nach Auffassung dieses Gerichts kann Herr Janecek allein aus 
dem nationalen Recht keinen Anspruch auf Aufstellung eines Aktionsplans herleiten. 
Gleichwohl hat das Bundesverwaltungsgericht dem Gerichtshof die Frage vorgelegt, ob ein 
Einzelner nach dem Gemeinschaftsrecht von den zuständigen nationalen Behörden im Fall der 
Gefahr einer Überschreitung der Grenzwerte oder der Alarmschwellen die Erstellung eines 
Aktionsplans beanspruchen kann. 

In seinem heutigen Urteil bejaht der Gerichtshof diese Frage. Er weist darauf hin, dass es mit 
dem zwingenden Charakter der Richtlinie unvereinbar wäre, grundsätzlich auszuschließen, dass 
eine mit ihr auferlegte Verpflichtung von den betroffenen Personen geltend gemacht werden 
kann. 

Daher müssen unmittelbar betroffene Einzelne im Fall der Gefahr einer Überschreitung der 
Grenzwerte oder der Alarmschwellen bei den zuständigen nationalen Behörden die Erstellung 
eines Aktionsplans erwirken können, auch wenn sie nach nationalem Recht über andere 
Handlungsmöglichkeiten verfügen sollten, um die zuständigen Behörden dazu zu bringen, 
Maßnahmen zur Bekämpfung der Luftverschmutzung zu treffen. 

In Bezug auf den Inhalt der Aktionspläne führt der Gerichtshof aus, dass die Mitgliedstaaten 
nicht verpflichtet sind, Maßnahmen dahin gehend zu ergreifen, dass es zu keinerlei 
Überschreitung kommt. Ihnen obliegt – unter der Aufsicht der nationalen Gerichte – nur die 
Verpflichtung, im Rahmen eines Aktionsplans kurzfristig Maßnahmen zu ergreifen, die geeignet 
sind, die Gefahr der Überschreitung der Grenzwerte oder der Alarmschwellen unter 
Berücksichtigung der tatsächlichen Umstände und aller betroffenen Interessen auf ein Minimum 
zu verringern und schrittweise zu einem Stand unterhalb dieser Werte oder Schwellen 
zurückzukehren. 

Zur Verwendung durch die Medien bestimmtes nichtamtliches Dokument, das den 
Gerichtshof nicht bindet. 

Dieses Dokument ist in folgenden Sprachen verfügbar: DE, EN, FR, IT 

Den vollständigen Wortlaut des Urteils finden Sie heute ab ca. 12.00 Uhr MEZ auf der 
Internetseite des Gerichtshofs: 

http://curia.europa.eu/jurisp/cgi-bin/form.pl?lang=DE&Submit=rechercher&numaff=C-237/07

Für weitere Auskünfte wenden Sie sich bitte an Ass. iur. Dominik Düsterhaus, 
Tel.: (00352) 4303 3255, Fax: (00352) 4303 2734 

Filmaufnahmen von der Verkündung des Urteils sind verfügbar über den von der Europäischen 
Kommission, Generaldirektion Presse und Kommunikation, angebotenen Dienst EbS „Europe by 

Satellite“, L-2920 Luxemburg, 
Tel.: (00352) 4301 35177, Fax: (00352) 4301 35249, 

oder B-1049 Brüssel, Tel.: (0032) 2 2964106, Fax: (0032) 2 2965956 

 

http://curia.europa.eu/jurisp/cgi-bin/form.pl?lang=DE&Submit=rechercher&numaff=C-237/07

